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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Erklärung der Kommission zum Vorschlag für das 
Gesetzgebungsprogramm des Jahres 1994 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

“ aufgrund von Artikel 49 seiner Geschäftsordnung, 

- unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Erklärung über De- 
mokratie, Transparenz und Subsidiarität vom 25. Oktober 1993, 

- unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission für das Ge- 
setzgebungsprogramm des Jahres 1994 [KOM(93)0588], 

- in Kenntnis der von der Präsidentschaft des Rates für das erste 
Halbjahr 1994 vorgeschlagenen Prioritäten, 

- unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Februar 1993 
zur Einsetzung der neuen Kommission und der Erklärung ih- 
res Präsidenten zu ihrem Arbeitsprogramm^), 

- unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklärung des Europäi- 
schen Parlaments, vertreten durch das Erweiterte Präsidium, 
und der Kommission in Anwesenheit des Rates vom 22. April 
1993 zum Gesetzgebungsprogramm 1993, 

- in Kenntnis des Berichts der Kommission über die Anpassung 
der geltenden Rechtsvorschriften an das Subsidiaritätsprinzip, 

- in Kenntnis der Mitteilung der Kommission über die Anwen- 
dung des Protokolls über die Sozialpolitik, 

A. in der Erwägung, daß das Jahresgesetzgebungsprogramm ein 
wichtiges Instrument für die Planung der legislativen Tätig- 
keiten ist, um sie transparenter zu machen, 

B. in der Erwägung, daß 1994 die weiterhin notwendige Vervoll- 
ständigung des Binnenmarkts mit der Umsetzung des Vertrags 
über die Europäische Union und dem letzten Jahr der Amts- 
zeit der gegenwärtigen Kommission sowie den Wahlen zum 
Europäischen Parlament zusammenfällt, 


J ABI. Nr. C 72 vom 15. März 1993, S. 85. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 004997 - vom 8. Februar 1994. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 19. Januar 1994 angenommen. 
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C. in der Erwägung, daß die Kommission das Gesetzgebungspro- 
gramm für 1993 nicht vollständig erfüllt hat und also noch ei- 
ne Reihe von Vorschlägen aus dem abgelaufenen Zeitraum 
ausstehen - 

1. stellt fest, daß das vorgeschlagene Gesetzgebungsprogramm 
in einigen Bereichen der notwendigen Dynamik entbehrt, oh- 
ne die die gesetzgeberischen Aufgaben der Gemeinschaf- 
ten/Union nicht bewältigt werden können, und fordert die 
Kommission auf, seine nachstehenden Vorschläge zu über- 
nehmen und zum Zentrum der gesetzgeberischen Aktivitäten 
zu machen, damit das zu vereinbarende Jahresgesetzge- 
bungsprogramm den Herausforderungen an die Europäische 
Union gerecht wird und die gegenwärtige Kommission ~ auch 
im letzten Jahr ihrer Amtszeit - die ihr zustehende zentrale Rol- 
le spielen kann; 

zur Durchführung des Gesetzgebungsprogramms 

2. stellt fest, daß es dem Parlament aufgrund der besonderen Um- 
stände des Jahres 1994 unmöglich sein wird, vor den Wahlen 
seine Prüfung von Vorschlägen abzuschließen, wenn diese 
nach Ende Februar vorgelegt werden, abgesehen von sehr 
außerordentlichen und wichtigen Fällen; 

3. fordert die Kommission daher auf, die Vorlage aller neuen Vor- 
schläge, die im ersten Halbjahr 1994 beschlossen werden müs- 
sen, vorzuziehen; 

4. fordert den Rat daher auf mitzuteilen, welchen entweder an- 
hängigen oder noch zu unterbreitenden Vorschlägen er für die 
Verabschiedung im ersten Halbjahr 1994 Vorrang einräumt; 

5. stellt fest, daß die Durchführung des Gesetzgebungspro- 
gramms 1993 stark verzögert und einige Vorschläge anschei- 
nend völlig aufgegeben, verändert oder auf unbestimmte Zeit 
verschoben wurden, ohne daß das Parlament informiert wur- 
de, und verlangt von der Kommission regelmäßige Informatio- 
nen über die Durchführung des Programms 1994; stellt fest, daß 
aus dem Jahresgesetzgebungsprogramm 1993 insgesamt 26 
Vorschläge und zwölf Kodifizierungen in das nächste Jahr 
übertragen werden mußten, die in den vorliegenden Entwurf 
auf genommen sind; konstatiert den Mangel an Information und 
Begründung über die Änderung der Rechtsnatur einer Reihe 
von Initiativen, gemessen an den angekündigten Maßnahmen; 

6. vertritt die Auffassung, daß mit dem Inkrafttreten des Maas- 
trichter Vertrags die Zeit gekommen ist, den Verhaltenskodex 
zu revidieren und damit die gemeinsame Verpflichtung in der 
Gemeinsamen Erklärung zum Gesetzgebungsprogramm 1993 
zu erfüllen; 

zur Form 

7. bedauert über die inhaltlichen Aspekte hinaus die weiterhin 
bestehenden formalen Mängel, was der notwendigen Trans- 
parenz abträglich ist und die Effizienz des Jahresprogramms 
als Arbeitsgrundlage reduziert, insbesondere 
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- die verspätete Vorlage des Vorschlags : Die Kommission hat- 
te eine Vorlage im Oktober zugesagt - Zeitpunkt, der auch 
in die genannte Interinstitutionelle Erklärung aufgenom- 
men worden ist was eine Verabschiedung des gemeinsa- 
men Programms vor Beginn des betreffenden Jahres mög- 
lich machen würde, 

- die unkorrekte Bezeichnung: Gemäß der genannten Inter- 
institutionellen Erklärung handelt es sich um das von der 
Kommission vorgeschlagene Jahresgesetzgebungspro- 
gramm, was auch der Praxis der vergangenen Jahre ent- 
spricht, die diesen Text jeweils als Vorstufe des gemeinsa- 
men Programms bewertet hat, 

- die fehlende Angabe der voraussichtlichen Rechtsgrundla- 
ge, ohne die eine umgehende -Arbeitsaufnahme der zu- 
ständigen Ausschüsse des Parlaments erschwert wird und 
interinstitutionelle Streitigkeiten zur Rechtsgrundlage be- 
fördert werden, 

- die fehlende Angabe des voraussichtlichen Zeitpunkts der 
Vorlage der angekündigten Vorschläge; 

8. begrüßt hingegen die klare Darstellungsform und die Aufnah- 
me der geplanten „strategischen" Dokumente (Grün- und 
Weißbücher); betont, daß diese zwar unabdingbare vorberei- 
tende Arbeitswerkzeuge sind, jedoch keine legislativen Initiati- 
ven darstellen; wünscht eine verstärkte Kohärenz dieser strate- 
gischen Dokumente imd der jährhchen Gesetzgebungsplanung; 

9. nimmt Kenntnis von der Übermittlung einer Übersicht über die 
Kodifizierungsvorhaben sowie der Übermittlung einer Über- 
sicht über die Termine der Vorlage der für das erste Vierteljahr 
geplanten Dokumente, was als konstruktiver Ansatz für die zu 
erzielende Vereinbarung über das gemeinsame Jahresgesetz- 
gebungsprogramm gewertet wird, das dann im Amtsblatt zu 
veröffentlichen ist; 

10. unterstreicht die Notwendigkeit des Abschlusses der interin- 
stitutionellen Vereinbarung über die Methode der Kodifizie- 
rung des Gemeinschaftsrechts; 

zum Inhalt 

11. fordert die vorrangige Behandlung der Maßnahmen zur Um- 
setzung des Weißbuchs über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung durch aUe Organe und die Mitghedstaaten, 
um so rasch wie möglich Fortschritte bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit zu erzielen und die Wirkung der „Wachstums- 
initiative" zu verstärken; fordert die Kommission auf, unver- 
züglich spezifische Vorhaben für Infrastruktur und transeu- 
ropäische Netzwerke vorzulegen; 

12. erwartet nach wie vor, daß die Kommission systematisch gemäß 
der interinstitutioneUen Vereinbarung von 1982 die Vorschlä- 
ge betreffend die Rechtsgrundlage für die von der Haushalts- 
behörde eingesetzten Haushaltslinien in dieses Gesetzge- 
bungsprogramm einbezieht, was insbesondere für die zur Ver- 
fügung gestellten Mittel für die Beschäftigungsinitiative gilt; 
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13. schlägt seinerseits die Ergänzung des Vorschlags der Kom- 
mission durch die folgenden Initiativen vor, um dem Anspruch 
der Gemeinschaften/Union und den an sie gestellten Heraus- 
forderungen gerecht werden zu können: 

- Durchführung der Gemeinschaftscharta der sozialen Grund- 
rechte der Arbeitnehmer und Nutzung des Protokolls über 
die Sozialpolitik im Hinblick auf das Abkommen von elf Mit- 
ghedstaaten, welches die Abstimmung mit qualifizierter 
Mehrheit ermöglicht, insbesondere für die folgenden Texte: 

• atypische Arbeit 

• Elternurlaub 

• Beweislastumkehr 

• Anhörung und Information der Arbeitnehmer 

• Abordnung der Arbeitnehmer 

• Schutz Jugendlicher am Arbeitsplatz 

- Wirtschafts- und Währungspolitik: 

• Verbesserung des Verfahrens der multilateralen Über- 
wachung gemäß Artikel 103 Abs. 5 EGV 

• Vorschriften zur Festlegung der Einzelheiten der in Arti- 
kel 109j EGV genannten Konvergenzkriterien gemäß Ar- 
tikel 6 des Protokolls über diese Kriterien 

• Vorschläge zur steuerlichen Harmonisierung (MwSt, Ver- 
brauchsteuern) und Vollendung des Binnenmarkts 

• Vorschlag zum digitalen hochauflösenden Fernsehen 

• Verbesserung des Kampfes gegen Nachahmungen und 
zum Schutz des Industriedesigns im Rahmen der Durch- 
führung der GATT- Abkommen 

- Umweltpolitik, Verbraucherschutz und Volksgesundheit: 

• Beziehung zwischen Beschäftigung und auf Dauer trag- 
barer Entwicklung unter Nutzung der positiven Auswir- 
kungen der Umweitforschung und -technologie 

• Vorschläge für strenge Maßnahmen, um ein hohes Ni- 
veau der Wasser- und Luftqualität zu erhalten 

• Vorschlag für einen Ausfuhrstopp von gefährlichem Ab- 
fall aus der Europäischen Union in Drittstaaten 

• weitere Vorschläge für verbindliche Gesetzgebung im 
Bereich der Finanzdienstleistungen 

• unverzügliche Annahme und Veröffentlichung des ver- 
vollständigten Entwurfs der Richtlinie über Qualitätsan- 
sprüche für Lebensmittel 

• Vorschlag zur finanziellen Absicherung der Beschlüsse 
im V Rahmenprogramm sowie der in Rio abgeschlosse- 
nen Vereinbarungen, die noch nicht verwirklicht wurden 
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# Aufforderung an die Kommission, 1994 das in Artikel 20 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 des Rates zur Errichtung ei- 
ner Europäischen Umweltagentur vorgesehene Verfahren 
einzuleiten und einen Vorschlag über die Zuweisung von 
KontroUbefugnissen hinsichtlich der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften (Umweltinspektorat) vorzulegen 

# Vorschlag zur Verwirklichung erheblicher Fortschritte 
auf dem Gebiet der grenzüberschreitenden Zahlungen 

- Energie und Forschung: 

# transeuropäische Netze im Energiebereich 

# industrielle Auswertung der Ergebnisse des Thermie- 
Programms gemäß Artikel 130 EG V 

# Definition der Abkommen über eine technische Zusam- 
menarbeit mit allen osteuropäischen Ländern und den 
GUS-Staaten zwecks Verbesserung der Sicherheit der 
Atomkraftwerke 

- Rechtsfragen: 

# Maßnahmen zur Freizügigkeit der Personen, um - end- 
lich - die symbolträchtigste Freiheit zur Vollendung des 
Binnenmarkts zu verwirklichen 

# Beitritt der Gemeinschaft zur Europäischen Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

# Bericht über die Unionsbürgerschaft gemäß Artikel 8 e 
EGV, den die Kommission bis 31. Dezember 1993 hätte 
vorlegen müssen 

# Vorschläge gemäß Artikels c EGV zur Erreichung eines 
einheitlichen diplomatischen und konsularischen 
Schutzes in Drittstaaten 

# Revision der Richtlinie über Geldwäsche 

# Vorschläge betreffend die Aufsicht über die Finanzkon- 
zerne und die Kontrolle der Kreditinstitute, Versicherun- 
gen und Investitionsdienstleistungen bietenden Unter- 
nehmen 

# Änderung des Vorschlags über Pensionsfonds 

# Revision des Vorschlags zur Haftung für Dienstleistun- 
gen 

# Prüfung der Richtlinie über die Anwendung des Grund- 
satzes der Gleichbehandlung von Mann und Frau in 
selbständigen Berufen gemäß Artikel 1 1 dieser Richtlinie, 
der einen solchen Vorschlag bis 1. Juli 1993 vorschreibt 

# Empfehlung für einen Verhaltenskodex für den Schutz 
Schwangerer gemäß dem sozialen Aktionsprogramm 

# Vorschlag für eine Richtlinie für die Schaffung eines 
tatsächlichen Niederlassungsrechts für Anwälte 

# Nutzung der „Brücke", die in Artikel K. 9 des Vertrags 
über die Europäische Union enthalten ist und es erlaubt, 
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Bereiche der Artikel K. 1 Nr. 1 bis 6 des Vertrags in das Ver- 
fahren gemäß Artikel 100 c EGV zu überführen (Zusam- 
menarbeit in den Bereichen Justiz, Asylpolitik, Immigra- 
tion usw.) 

- Verkehrspolitik: 

• Vorschläge zur Verkehrssicherheit, insbesondere von 
und in Reisebussen, zur Regelung der Arbeitszeit für im 
Verkehrswesen Beschäftigte sowie Revision der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 3820 und 3821/85 vom 20. Dezember 
1985^) zu Lenk- und Ruhezeiten (siehe Vorabentschei- 
dung des EuGH vom 5. Januar 1994) gemäß dem in sei- 
ner Entschließung vom 18. Januar 1994 zur künftigen Ent- 
wicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik^) enthalte- 
nen Zeitplan 

- Sonstiges: 

• Befassung mit dem Ersuchen auf Zustimmung zum GATT 
gemäß Artikel 228 Abs. 3 zweiter Unterabsatz EGV 

• Vorschläge zur allgemeinen und beruflichen Bildung und 
Jugend gemäß Artikel 126 und 127 EGV 

• Vorschläge zur Kultur gemäß Artikel 128 EGV 

• Vorschlag zur Einführung einer Sozialklausel, die die Be- 
achtung der Konventionen der IAO (Internationale Ar- 
beitsorganisation) insbesondere zur Kinderarbeit sicher- 
stellt 

• Vorschläge zur Bekämpfung des Rassismus, der Frem- 
denfeindlichkeit und des Antisemitismus 

• Schaffung des rechtlichen Instrumentariums zum Sozial- 
schutz der Freiwilligen im Einsatz in Entwicklungslän- 
dern 

• Ausübung der neuen Initiativrechte, die der Kommission 
in den Bereichen gemeinsame Außen- und Sicherheits- 
politik, Justiz und Inneres zuerkannt worden sind 

• Vorschlag für den raschen Abschluß der Partnerschafts- 
abkommen mit Rußland und den übrigen GUS -Staaten, 
der Freihandelsabkommen mit den baltischen Repubü- 
ken und des Assoziierungsabkommens mit Israel 

• Prüfung der künftigen Beziehungen zu Südafrika 

- Komitologie: 

• Vorschlag zur Revision der Bestimmungen über die Ko- 
mitologie, welche die Kommission im Rahmen des Ge- 
setzgebungsprogramms 1993 und der Rat im Rahmen der 
Interinstitutionellen Vereinbarung über die neue Finan- 
zielle Vorausschau durchführen wollten 


ABI. Nr. L 370 vom 31. Dezember 1985, S. 1 und 8. 
Teil II Punkt 9 des Protokolls dieses Datums. 
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14. beauftragt seinen Präsidenten, auf dieser Grundlage eine Ei- 
nigung über das gemeinsame Jahresprogramm mit der Kom- 
mission zu erzielen, und erinnert den Rat an seine in der In- 
terinstitutionellen Erklärung vom 25. Oktober 1993 zugesagte 
Stellungnahme sowie an seine ebenda versprochene umfas- 
sende Mitwirkung an den Verhandlungen zwecks endgültiger 
Festlegung des Gesetzgebungsprogramms; 

15. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kom- 
mission und dem Rat sowie den Parlamenten der Mitglied- 
staaten zu übermitteln. 


Enrico Vinci 

Generalsekretär 


Roberto Barzanti 

Vizepräsident 
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